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Zweiter Schriftlicher Bericht 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Hammans, Dr. Klepsch, 
Dr. Vogel (Speyer), Winkelheide und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache V/546 — 

betr. Altersgrenze für Schülerfahrkarten bei der Deutschen 
Bundesbahn 

über den Antrag des Abgeordneten Börner und der Fraktion 

der SPD 

— Drucksache V/563 — 

betr. Tariferhöhungen und Einfühung einer Altersgrenze 
für Schülerf ahrkarten bei der Deutschen Bundesbahn 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Hammans, Dr. Klepsch, 
Dr. Vogel (Speyer), Winkelheide, Dr. Ritz und Genossen 
— Drucksache V/1240 — 

betr. Altersgrenze für Schülerfahrkarten bei der Deutschen 
Bundesbahn 


A. Bericht des Abgeordneten Müser 


Mit Drucksache V/755 wurde dem Deutschen Bun- 
destag ein Schriftlicher Bericht des Verkehrsaus- 
schusses zu den Anträgen auf Drucksachen V/546, 
V/563 vorgelegt mit dem Antrag: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

mit den ihr durch das Bundesbahngesetz gegebenen 
Möglichkeiten dafür zu sorgen, daß 

1. die eingeführte Altersgrenze von 27 Jahren für 
ermäßigte Fahrpreise im Schülerverkehr der 
Deutschen Bundesbahn entfällt, 


2. die der Deutschen Bundesbahn dadurch ent- 
stehenden Einnahmeausfälle erstattet werden; 
sie sind durch den Bundeshaushalt bis zum Ab- 
schluß eines Verwaltungsabkommens mit den 
Bundesländern über den Ausgleich der Kosten 
zu übernehmen." 

Dagegen sah sich der gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung beteiligte Haushaltsausschuß in seinem Be- 
richt auf Drucksache V/781 nicht in der Lage, für die 
sich aus den Anträgen ergebenden finanziellen 
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Mehrbelastungen eine Deckung im Rahmen des 
Bundeshaushalts zu finden. 

Daraufhin hat der Deutsche Bundestag in seiner 
54. Sitzung vom 1. Juli 1966 beide Anträge an die 
Ausschüsse zurücküberwiesen. 

Mit dem Antrag auf Drucksache V/1240 wurde 
nunmehr der Versuch unternommen, den durch den 
Wegfall der Altersgrenze für Schülerfahrkarten ent- 
stehenden Einnahmeausfall durch eine Tariferhö- 
hung aller Schülerfahrkarten um 2 Vo zu decken. 

Dieser Antrag wurde in der 84. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 18. Januar 1967 an den Ver- 
kehrsausschuß federführend und an den Ausschuß 
für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik mit- 
beratend überwiesen. 

Mit Schreiben vom 24. April 1967 hat der mit- 
beteiligte Ausschuß sich zu der in dem Antrag ent- 
haltenen Aufhebung der Altersgrenze zustimmend 
geäußert und es dem federführenden Ausschuß über- 
lassen, Deckungsvorschläge auszuarbeiten. 

Dieser Versuch eines Deckungsvorschlags war je- 
doch in den Ausschußberatungen umstritten. Wäh- 
rend die Antragsteller das Aufkommen aus den um 
2Vo zu erhöhenden Schülerfahrkarten für ausrei- 
chend hielten, um die Einnahmeausfälle beim Weg- 
fall der Altersgrenze zu decken, vertrat das Bundes- 
ministerium für Verkehr die Meinung, erst eine Er- 
höhung der Schülerfahrkarten um 5 bis 8,5 Vo sei 
ausreichend. Einer so rigorosen Tarifanhebung 
glaubte der Ausschuß nicht zustimmen zu können. 

In der Zwischenzeit hatte der Bundesminister für 
Verkehr die Bundesbahn veranlaßt, ihre Tarifmaß- 
nahme vom 1. März 1966 hinsichtlich der Einführung 
einer Altersgrenze in die Schülertarife wieder rück- 
gängig zu machen. Diese Tarifänderung ist zum 
1. Oktober 1967 durchgeführt worden. Diesem Vor- 
gehen hat sich auch die Deutsche Bundespost ange- 
schlossen. 

Damit war dem Hauptanliegen der Antragsteller 
zunächst entsprochen. 

Die weiteren, nur im Antrag auf Drucksache V/563 
enthaltenen Forderungen, nämlich 

a) die der Deutschen Bundesbahn aus der Auf- 
hebung der Altersgrenze entstehenden Ein- 
nahmeausfälle zu erstatten und 


b) die ab 1, März 1966 wirksam gewordene Einfüh- 
rung der Bundesbahntarife im Schülerverkehr 
rückgängig zu machen und mit den Bundeslän- 
dern ein Verwaltungsabkommen über den Aus- 
gleich der Kosten abzuschließen, 

haben die folgende Entwicklung erfahren: 
zu a) 

Seit April 1967 leistet der Bundesminister der 
Finanzen namhafte Beiträge zu den Kosten des So- 
zialverkehrs, die sich für das Jahr 1967 auf 370 Mio 
DM belaufen gegenüber 120 Mio DM, die im Jahre 
1966 der Deutschen Bundesbahn für die Durchfüh- 
rung des Berufs- und Schülerverkehrs gewährt wur- 
den. 

zu b) 

Im Bundeshaushaltsplan für das Jahr 1968, Ein- 
zelplan 12, hatte die Bundesregierung zu Titel 510 a 
in den Erläuterungen zu 3. ausgeführt: 

„Hinsichtlich des Schülerverkehrs wird erwartet, 
daß die Länder sich angemessen an diesen Kosten 
beteiligen. Die Verhandlungen hierüber sind noch 
nicht abgeschlossen." 

Der Bundesrat hatte in seiner Drucksache 480/67 
die Streichung mit folgender Begründung beantragt: 

„Wegen des Ausgleichs der Kosten des Schülerver- 
kehrs wird auf die Tarifhoheit der Deutschen Bun- 
desbahn verwiesen." 

Dazu hatte die Bundesregierung sich wie folgt 
geäußert: 

„An der Regierungsvorlage wird festgehalten. Auf 
die Herstellung eines Einvernehmens zwischen 
Bund und Ländern über eine angemessene Beteili- 
gung der Länder an den Kosten des stark defiziti- 
ven Schülerverkehrs kann nicht verzichtet werden." 

Der Verkehrsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
30. November 1967 einstimmig beschlossen, die Vor- 
lagen — Drucksachen V/546, V/563, V/1240 — auf 
Grund der Maßnahmen der Deutschen Bundesbahn 
für erledigt zu erklären und geht dabei von der 
Hoffnung aus, daß doch noch ein Verwaltungs- 
abkommen zwischen Bund und Ländern über die 
Aufbringung der Kosten des Schülerverkehrs zu- 
stande kommt. 


Bonn, den 5. Dezember 1967 


Müser 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Anträge — Drucksachen V/546, V/563, 

V/1240 — und 

2. die dazu eingegangenen Petitionen 
für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 30. November 1967 


Der Verkehrsausschuß 


Seifriz 

Vorsitzender 


Müser 

Berichterstatter 



